
Landkreis Vorpommern-Greifswald 
Der Landrat 
 
 

   
Landkreis Vorpommern-Greifswald, 17464 Greifswald, PF 11 32 Standort: An der Kürassierkaserne 9 

17309 Pasewalk 

 
 
 
Frau 
Gudrun Trautmann 
Walwanusstraße 26 
17033 Neubrandenburg 
 

Amt: Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz 
Sachgebiet: Bauleitplanung/Denkmalschutz 

Auskunft erteilt: 
Zimmer: 
Telefon: 
Telefax: 
E-Mail: 

Frau Kügler 
325 
03834 8760-3141 
03834 876093141 
Petra.Kuegler@kreis-vg.de 

Sprechzeiten: 
Di: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr 
Do: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr 
Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung 

Aktenzeichen:  03681-20-44 Datum: 28.10.2020 

Antragsteller: Stadt Pasewalk 
Haussmannstraße 85, 17309 Pasewalk 

  

Grundstück: Pasewalk, ~ 
  

Lagedaten: Gemarkung Pasewalk, Flur 39, Flurstücke 27/2, 27/3, 29/1, 29/4, 29/5 
  

Vorhaben: 15. Änderung des Flächennutzungsplanes "Photovoltaikanlage - Stiftshof" der Stadt Pasewalk hier: 
Beteiligung Träger öffentl. Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB; HAz. 2125-2020 

 
 

 
Kreissitz Greifswald 
Feldstraße 85 a 
17489 Greifswald 

Standort Anklam 
Demminer Straße 71–74 
17389 Anklam 

Standort Pasewalk 
An der Kürassierkaserne 9 
17309 Pasewalk 

 Bankverbindungen 

Sparkasse Vorpommern 
IBAN: DE96 1505 0500 0000 0001 91 
BIC: NOLADE21GRW 

 
Sparkasse Uecker-Randow 
IBAN: DE81 1505 0400 3110 0000 58 
BIC: NOLADE21PSW Postfach 11 32 

17464 Greifswald 
Postfach 11 51/11 52 
17381 Anklam 

Postfach 12 42 
17302 Pasewalk 

Telefon: 03834 8760-0 

Telefax:  03834 8760-9000 

Internet: www.kreis-vg.de 

E-Mail: posteingang@kreis-vg.de 

Gläubiger-Identifikationsnummer 

DE11ZZZ00000202986 

 

- 

Grundlage für die Erarbeitung der Gesamtstellungnahme bildeten folgende Unterlagen: 
- Ihr Anschreiben vom 21.09.2020 (Eingangsdatum 22.09.2020) 
- Planungsunterlagen zum o.g. Vorhaben  

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB haben die 
Fachämter des Landkreises Vorpommern-Greifswald den vorgelegten Entwurf der o.g. Satzung 
der Stadt Pasewalk begutachtet. 
Ich möchte Sie bitten, die Hinweise, Ergänzungen und Einschränkungen der einzelnen 
Sachgebiete (SG) bei der weiteren Bearbeitung zu berücksichtigen.  
 

1. Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz 
1.1 SG Bauleitplanung/Denkmalschutz 
1.1.1 SB Bauleitplanung 

 Bearbeiter: Frau Kügler;  Tel.: 03834 8760 3141 
Die im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
vorgelegten Unterlagen wurden hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Vorschriften des 
BauGB und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften geprüft.  
Anregungen oder Bedenken bestehen zum derzeitigen Planungsstand nicht. 

 
1.1.2 SB Denkmalpflege  

 Bearbeiter: Frau Schwebs;  Tel.: 03834 8760 3147 
1. Baudenkmalschutz 

Durch das Vorhaben werden Belange des Baudenkmalschutzes nicht berührt. 

 
  

http://www.kreis-vg.de/


 
 
Seite:  2 28.10.2020 

03681-20-44 

 
 

2. Bodendenkmalschutz  
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bodendenkmale bekannt. 
 
Aus archäologischer Sicht sind im Geltungsbereich der o.g. Planung Funde möglich, daher 
sind folgende Regelungen als Maßnahmen zur Sicherung von Bodendenkmalen in den 
Plan und für die Bauausführung zu übernehmen: 
 
Wenn während der Erdarbeiten (Grabungen, Ausschachtungen, Kellererweiterungen, 
Abbrüche usw.) Befunde wie Mauern, Mauerreste, Fundamente, verschüttete Gewölbe, 
Verfüllungen von Gräben, Brunnenschächte, verfüllte Latrinen- und Abfallgruben,  gemauerte 
Fluchtgänge und Erdverfärbungen (Hinweise auf verfüllte Gruben, Gräben, Pfostenlöcher, 
Brandstellen oder Gräber) oder auch Funde wie Keramik, Glas, Münzen, Urnenscherben, 
Steinsetzungen, Hölzer, Holzkonstruktionen, Knochen, Skelettreste, Schmuck, 
Gerätschaften aller Art (Spielsteine, Kämme, Fibeln, Schlüssel, Besteck) zum Vorschein 
kommen, sind diese gem. § 11 Abs. 1 u. 2 DSchG M-V   unverzüglich der unteren 
Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V 
für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die 
den Wert des Gegenstandes erkennen. 
 
Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverändertem Zustand 
zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei 
schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann 
die  Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder 
die Bergung des Denkmals dies erfordert. 
Aufgefundene Gegenstände sind dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege zu 
übergeben. 

 
3. Hinweis 

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 
Nr. 6 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V) das Landesamt für 
Kultur und Denkmalpflege zu beteiligen ist.  
 
Anschrift: Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Domhof 4-5, 19055 Schwerin 

Tel.: 0385 58879 111 
 

1.2 SG Naturschutz 
 Bearbeiter: Herr Krämer;  Tel.: 03834 8760 3267 

Im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Pasewalk wurden in  der Flur 39, auf 
Teilen des Flurstückes 27/2 gemäß dem § 5 Absatz 2, Ziffer 10 BauGB, Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
festgesetzt. Ein großer Teil der Grundfläche des Flurstückes 27/2 soll künftig durch die 15. 
Änderung des FNP in eine Fläche für die Errichtung und den Betrieb von 
Photovoltaikanlagen umgewandelt werden. Dadurch geht eine wertvolle Grundfläche, in 
einer Größe von ca. 3,6 Hektar, auf der in Zukunft Maßnahmen des Naturschutzes 
umgesetzt werden sollten, verloren. Die UNB stimmt deshalb dem Entwurf der 15. Änderung 
des FNP der Stadt Pasewalk nur unter der Bedingung zu, dass innerhalb der Grenzen des 
FNP und in Abstimmung mit der UNB, eine gleich große Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft neu festgesetzt wird. Das 
Entwicklungsziel dieser Fläche ist ebenfalls mit der UNB abzustimmen und im Umweltbericht 
darzustellen. 
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2. Amt für Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung 
2.1 SG Abfallwirtschaft/Immissionsschutz 
2.1.1 SB Abfallwirtschaft/Altlasten 

 Bearbeiter: Herr Wiegand;  Tel.: 03834 8760 3271 
Die Hinweise  und Auflagen der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde sind in der 
vorliegenden 15. Änderung des Flächennutzungsplanes „Photovoltaikanlage Stiftshof“ 
bereits berücksichtigt. Weitere Auflagen werden nicht erteilt. 
 

2.1.2 SB Immissionsschutz 

 Bearbeiter: Herr Plünsch;  Tel.: 03834 8760 3238 
Seitens der unteren Immissionsschutzbehörde bestehen zum o.g. Vorhaben keine 
Einwände. 
 

2.2 SG Wasserwirtschaft 
Bearbeiter: Herr Krüger;  Tel.: 03834 8760 3272 
Die untere Wasserbehörde stimmt dem Vorhaben, Begründung zur 15. Änderung des 
Flächennutzungsplanes „Photovoltaikanlage - Stiftshof" der Stadt Pasewalk Stand Entwurf 
07/2020 unter Berücksichtigung folgender Auflagen und Hinweise  zu:  
 
Auflagen: 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Planbereich auf Flurstück 27/2 die Gewässer II. 
Ordnung der verrohrte Graben 0:968.74017 und der Papenbach 0:968.74001 befinden. Für 
die Unterhaltung dieser Gewässer ist der zuständige Wasser- und Bodenverband(WBV) 
„Mittlere Uecker-Randow“ verantwortlich, deren Stellungnahme anzufordern ist. Der WBV 
legt die Breite der Unterhaltungstrasse nach § 38 Wasserhaushaltsgesetz fest.  
 
Nach § 5 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) 
vom 31.Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) ist eine nachteilige Veränderung der 
Gewässereigenschaften zu vermeiden und die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu 
erhalten.  
 
Es ist durchaus möglich, dass sich im Plangebiet Hauptdrainsammler oder andere 
Drainageleitungen befinden. Um hier Beschädigungen an diesen Leitungen zu vermeiden ist 
auch hierfür die Stellungnahme des zuständigen Wasser- und Bodenverbandes einzuholen. 
 
Hinweis:  
Niederschlagswasser soll nach § 55  Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ortsnah versickert, 
verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in 
ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige 
öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.  
 
Nach § 49 (1) Wasserhaushaltsgesetz sind Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, 
dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit 
des Grundwassers auswirken können, der zuständigen Behörde einen Monat vor Beginn der 
Arbeiten anzuzeigen. Wird nach § 49 (2) Wasserhaushaltsgesetz dabei unbeabsichtigt 
Grundwasser erschlossen, ist dies der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen.  
Prüfpflichtige Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z.B.Trafoöl) sind 
gemäß § 40 Abs. 1 und 2 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV) der unteren Wasserbehörde des Landkreises VG 
anzuzeigen.  
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Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Planbereich keine Trinkwasserschutzgebiete oder 
Wasserfassungen befinden.  
 

 
Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 
 
 
 
Petra Kügler 
Sachbearbeiterin 
 
Verteiler 
Frau Gudrun Trautmann als Bevollmächtigte 
z.d.A. 
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